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Text 

Artikel II 
 

(1) Der Unterschiedsbetrag zwischen den nach den Bestimmungen des Art. I gebührenden und den nach 
dem Beamtenentschädigungsgesetz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 110/1953 ausgezahlten 
Entschädigungsbeträgen ist mit Bescheid zuzuerkennen. 

(2) Kann erst auf Grund der Bestimmungen des Art. I eine Entschädigung gewährt werden, so ist über die 
Gewährung der Entschädigung zu entscheiden. 

(3) Verfügungen nach dem Abs. 1 und 2 sind auf Antrag des zu Entschädigenden unter Anwendung der 
Verfahrensbestimmungen des § 9 des Beamtenentschädigungsgesetzes zu treffen. Der Anspruch auf 
Zuerkennung des im Abs. 1 genannten Unterschiedsbetrages oder auf Entscheidung nach Abs. 2 erlischt, wenn 
der Antrag nicht binnen drei Monate nach nachgewiesener Aufforderung des zu Entschädigenden zur 
Antragstellung eingebracht wird. 

(4) Anträge gemäß Abs. 1 und 2 sind bei jener Behörde einzubringen, die in erster Instanz zur Entscheidung 
über den Antrag zuständig ist (Abs. 5). 

(5) Zur Entscheidung über Anträge nach Abs. 1 und 2 ist zuständig 

 a) wenn sich der Antrag gegen eine Gemeinde richtet, jenes Gemeindeorgan, dem nach den bestehenden 
Vorschriften die Entscheidung über die Begründung des dem Antrag zugrunde liegenden bzw. eines 
gleichartigen Dienstverhältnisses zukäme; 

ein in diesen Vorschriften vorgesehener Instanzenzug bleibt gewahrt; 

 b) im übrigen die Landesregierung. 

(6) Der Unterschiedsbetrag nach Abs. 1 und die Entschädigung nach Abs. 2 sind spätestens drei Monate 
nach Eintritt der Rechtskraft des Zuerkennungsbescheides auszuzahlen. 

(7) Soweit bei der Zuerkennung des Unterschiedsbetrages nach Abs. 1 oder der Entschädigung nach Abs. 2 
das II. Hauptstück des Beamtenentschädigungsgesetzes anzuwenden ist, finden hinsichtlich des Verfahrens und 
der Leistungspflicht die Bestimmungen dieses Hauptstückes Anwendung. 


